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Argumente zum Rentenpaket der Bundesregierung 

„Rente ab 63“ 

Nach dem Gesetzentwurf der Bundesregierung sollen Menschen, die 45 Jahre lang Beiträge in die 
Rentenversicherung eingezahlt haben, mit 63 ohne Abschlag in Rente gehen können. 

Wo ist der Haken? 

1. Langzeitarbeitslose sind ausgeschlossen. Zeiten des Hartz-IV-Bezuges und der Arbeitslosenhilfe werden 
nämlich nicht als Beitragszeiten gewertet. 

2. Die Rente ab 63 gilt nur vorübergehend: Ab 2016 (Jahrgang 1953) wird das Eintrittsalter pro Jahr um zwei 
Monate erhöht. Ab dem Jahrgang 1964 liegt dann das frühestmögliche Renteneintrittsalter ohne Abschlag bei 
65 Jahren. 

3. Nur ein Drittel der Betroffenen wird die Bedingungen der Rente ab 63 erfüllen, bei den Frauen sind es sogar 
nur 14 Prozent. Die anderen müssen bis zum regulären Renteneintrittsalter arbeiten, das stufenweise auf 67 
Jahre (Jahrgang 1964) ansteigt, um eine abschlagsfreie Rente zu erreichen. Das ist aber kaum möglich, weil 
von den 64-Jährigen aktuell nur 15 Prozent eine sozialversicherungspflichtige Beschäftigung haben. 

Unsere Forderungen: 

1. Die Rente erst ab 67 muss rückgängig gemacht werden. Alle Versicherten können spätestens mit 65 ohne 
Abschlag in Rente gehen. 

2. Für Menschen, die lange gearbeitet haben oder nicht mehr können, sollen flexible Übergänge geschaffen 
werden. Wer 40 Jahre Beiträge gezahlt hat, soll ab 60 abschlagsfrei in Rente gehen können. 

3. Altersteilzeit wird gefördert und der Zugang zur Erwerbsminderungsrente erleichtert. 
4. Langzeitarbeitslose müssen grundsätzlich wieder in die Rentenversicherung einbezogen werden. 

Arbeitslosigkeit darf nicht automatisch zu Altersarmut führen. Außerdem erhöht sich dadurch das 
Beitragsaufkommen der Rentenversicherung. 

„Mütterrente“ 

Bisher wurde die Erziehung von Kindern, die vor 1992 geboren wurden, mit einem Entgeltpunkt (Beitragsjahr) 
berücksichtigt. Ab 1992 geborene Kinder mit drei Entgeltpunkten (Beitragsjahren). Nach den Plänen der 
Bundesregierung sollen vor 1992 geborene Kinder mit zwei Entgeltpunkten (Beitragsjahren) berücksichtigt werden. 
Die Zeiten werden in Ostdeutschland (circa 26 Euro pro Entgeltpunkt) mit einem geringeren Satz bewertet als in 
Westdeutschland (circa 28 Euro pro Entgeltpunkt). 

Wo ist der Haken? 

1. Noch immer werden Kinder, die vor oder ab 1992 geboren wurden, und Kinder, die in Ost- oder 
Westdeutschland geboren wurden, unterschiedlich bewertet. 

2. Die sogenannte „Mütterrente“ soll aus Beiträgen finanziert werden, das sind circa 6,5 Milliarden Euro pro Jahr. 
Erst ab 2019 soll es einen Zuschuss von 400 Millionen Euro aus Steuermitteln geben, der bis 2022 auf zwei 
Milliarden Euro ansteigen soll. 

Unsere Forderungen: 

1. Kindererziehungszeiten müssen einheitlich mit drei Entgeltpunkten (Beitragsjahren) angerechnet werden, 
egal, ob die Kinder vor oder ab 1992 geboren wurden. Die geringere Bewertung in Ostdeutschland muss auf 
das Niveau in Westdeutschland angehoben werden. 
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2. Die Finanzierung muss in voller Höhe aus Steuermitteln erfolgen, weil es sich um eine gesamtgesellschaftliche 
Aufgabe handelt. 

Erwerbsminderungsrente 

Wer wegen Krankheit nicht mehr arbeiten kann, erhält bisher unter bestimmten Voraussetzungen eine 
Erwerbsminderungsrente in der Höhe, als hätte sie oder er noch bis 60 mit dem alten Verdienst gearbeitet. Die 
Bundesregierung will diese sogenannte „Zurechnungszeit“ um zwei Jahre auf 62 Jahre erhöhen. Durch die 
sogenannte „Günstigerprüfung“ werden die letzten vier Jahre vor Eintritt der Erwerbsminderung aus der 
Berechnung der Höhe der Erwerbsminderungsrente herausgenommen, wenn sie die Berechnungsgrundlage 
(Durchschnittsverdienst während des gesamten Erwerbslebens) verschlechtern. 

Wo ist der Haken? 

1. Pro Monat „vorzeitiger Inanspruchnahme“ der Erwerbsminderungsrente werden 0,3 Prozent abgezogen, 
maximal 10,8 Prozent. Bei 96 Prozent aller neuen Erwerbsminderungsrentnerinnen und -rentner wird der 
Höchstabschlag von 10,8 Prozent (durchschnittlich 78 Euro) abgezogen. Dieser Abschlag bleibt bestehen. 

2. Die Erhöhung der Zurechnungszeit um zwei Jahre bringt durchschnittlich eine Erhöhung der 
Erwerbsminderungsrente um 6 bis 7 Prozent. Die durchschnittliche Erwerbsminderungsrente bei 
Neuzugängen liegt aber nur bei circa 600 Euro. Sie ist von 676 Euro im Jahr 2001 auf 607 Euro im Jahr 2012 
gesunken. Die Erhöhung reicht für ein Leben ohne Armut bei Weitem nicht aus! 

3. Derzeit wird ungefähr jeder zweite Antrag auf Erwerbsminderungsrente abgelehnt. 

Unsere Forderungen: 

1. Der Zugang zur Erwerbsminderungsrente muss erleichtert werden. 
2. Die Abschläge müssen abgeschafft werden. Wer wegen Krankheit nicht mehr arbeiten kann, darf nicht mit 

Abschlägen für „vorzeitige Inanspruchnahme“ bestraft werden, sondern verdient die Solidarität der 
Gesellschaft. 

3. Die Zurechnungszeit muss um ein weiteres Jahr erhöht werden. 

FAZIT: Das Gesetzespaket der Bundesregierung bringt also nur für einen Teil der Betroffenen eine Verbesserung. Die 
grundlegenden Probleme werden nicht angegangen: 

Sinkende Renten 

2001 lag die Höhe der Renten bei 53 Prozent der Löhne, heute liegt sie bei 48 Prozent, 2030 wird sie nur noch bei 
43,7 Prozent liegen (Standardrente im Vergleich zum durchschnittlichen Arbeitnehmereinkommen). Das bedeutet, 
dass mit unteren und mittleren Einkommen nur schwer eine Rente zu erreichen ist, die über der garantierten 
Grundsicherung liegt. Da auch die Rente erst ab 67 – wegen der Abschläge bei früherem Renteneintritt – wie eine 
Rentenkürzung wirkt, werden immer mehr Menschen im Alter arm sein. Außerdem wird damit der Sinn des 
Pflichtrentenversicherungssystems grundsätzlich in Frage gestellt. Wozu sollen Menschen Beiträge zu einer 
Versicherung zahlen, die ihnen nichts bringt? 

Unsere Forderungen: 

1. Das Rentenniveau muss dauerhaft wieder auf 53 Prozent erhöht werden. 
2. Zur Finanzierung werden alle Einkommen in voller Höhe herangezogen: Alle müssen in die Rentenversicherung 

einzahlen, auch Selbständige, Freiberufler, Beamtinnen und Beamte sowie Abgeordnete. Die 
Beitragsbemessungsgrenze, ab der Einkommen beitragsfrei ist, wird stufenweise angehoben und dann 
abgeschafft. Gleichzeitig werden die Renten von Spitzenverdienern prozentual abgesenkt. 
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Privatisierung der Rente 

Die sinkenden Renten sollen nach dem Willen von CDU, SPD, Grünen und FDP durch private Vorsorge 
ausgeglichen werden, die staatlich gefördert wird („Riester-Rente“). Wer wenig verdient, kann sich private 
Vorsorge aber nicht leisten. Menschen mit geringen Einkommen, die später wegen zu geringer Renten auf 
Grundsicherung angewiesen sind, werden für private Vorsorge sogar bestraft: Die „Riester-Rente“ wird nämlich von 
der Grundsicherung abgezogen. Durch die private Vorsorge wird die Rente den unberechenbaren Kapitalmärkten 
ausgeliefert. Profiteure sind die Unternehmen der Versicherungsindustrie. Außerdem sind die Arbeitgeber an der 
Finanzierung der privaten Vorsorge fürs Alter nicht mehr beteiligt. 

Unsere Forderungen: 

1. Die in Riester-Verträgen erworbenen Ansprüche müssen auf die gesetzliche Rentenversicherung übertragen 
werden. 

2. Die Beiträge zur gesetzlichen Rentenversicherung müssen paritätisch von den Beschäftigten und den 
Unternehmen bezahlt werden. Eine moderate Anhebung der paritätisch finanzierten Beiträge zur 
Rentenversicherung ist für die Versicherten günstiger als privates Vorsorgesparen, an dem die Arbeitgeber 
nicht beteiligt sind. Und sie ist sozialer, weil Menschen mit geringen und mittleren Einkommen nicht oder 
wenig zu privater Vorsorge in der Lage sind. 

Ärgerlich sind Behauptungen, die von den Unternehmerverbänden gegen das Rentenpaket der Bundesregierung 
vorgebracht werden, weil ihnen selbst diese teilweisen Verbesserungen zu weit gehen. Sie gelten natürlich auch 
unseren Forderungen: 

Behauptung: Verbesserungen der Rente gehen zu Lasten der jüngeren Generationen, weil sie höhere Beiträge 
zahlen müssen. 

Das ist falsch!: Der Gegensatz verläuft nicht zwischen „Jung“ und „Alt“, denn auch die jüngeren werden älter und 
sind dann auf die Rente angewiesen. Tatsächlich verläuft der Gegensatz zwischen „Arm“ und „Reich“, zwischen 
„Arbeit“ und „Kapital“. Wenn alle in die Rentenversicherung einzahlen und Spitzenverdiener – und zwar in voller 
Höhe ihres Einkommens ohne Beitragsbemessungsgrenze – zur Finanzierung der Rente herangezogen werden, hat 
jeder und jede die Möglichkeit in sozialer Sicherheit alt zu werden. Es handelt sich also nicht um einen 
Generationenkonflikt, sondern um eine Verteilungsfrage. 
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Musterpresseerklärung 

Rente spätestens ab 65, ohne Abschläge, für alle! 

„Mit ihrem Rentenpaket gesteht die Bundesregierung indirekt ein, dass die Rente erst ab 67 sozial 
ungerecht ist. Doch die sogenannte ‚Rente ab 63‘ beendet die soziale Ungerechtigkeit nur für einen Teil der 
Betroffenen. DIE LINKE will, dass alle Menschen in sozialer Sicherheit alt werden können: Die Rente erst ab 
67 muss zurückgenommen und das Rentenniveau wieder auf 53 Prozent angehoben werden. Für diese 
Forderungen will DIE LINKE. XY-Kreis mit einer Straßenaktion/einem Infostand ab XY Uhr, in der XY-Straße 
in XY-Stadt werben“, erklärt XY, Vorsitzende des Kreisverbandes DIE LINKE. XY: 

„Nach 45 Beitragsjahren abschlagsfrei mit 63 in Rente gehen zu können, ist kein sozialer Durchbruch, 
sondern eine Selbstverständlichkeit. Denjenigen, die nicht auf 45 Beitragsjahre kommen, weil sie zum 
Beispiel zu lang arbeitslos waren, nützt das überhaupt nichts. Körperlich schwere oder psychisch belastende 
Arbeit kann niemand bis 67 durchhalten. Die Rente erst ab 67 muss insgesamt zurückgenommen werden. 
Außerdem muss es für Menschen in stark belastenden Berufen möglich sein, ab 60 ohne Abschlag in Rente 
zu gehen. 

2001 lag die Rente noch bei 53 Prozent des Lohns, heute sind es 48 Prozent. Bis 2030 soll sie auf 43,7 
Prozent sinken. Selbst Menschen mit mittleren Einkommen werden dann nur noch eine Rente in Höhe der 
Grundsicherung bekommen. Das stellt die Pflichtrentenversicherung grundsätzlich in Frage. Wozu Beiträge 
zahlen, wenn sich das auf die Höhe der Rente nicht auswirkt? Das Rentenniveau muss wieder auf 53 Prozent 
erhöht werden, damit die Rente einigermaßen den Lebensstandard sichert und vor Armut schützt.“ 
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